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Neue Arbeitsmarktperspektiven für Frauen?
Mini- und Midi-Jobs als Niedrigeinkommensstrategie
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  Mit der Umsetzung der Vor-
schläge der Hartz - Kommission im 
Rahmen der „Agenda 2010“ kommt 
es zu einer neuen politischen Leit-
linie der rot - grünen Bundesregie-
rung. Es wird die Strategie einge-
schlagen, die Probleme auf dem Ar-
beitsmarkt durch Beschäftigung im 
Niedriglohnbereich zu lösen – eine 
Strategie, die in der politischen und 
wissenschaftlichen Debatte vorher 
über Jahre äußerst kontrovers dis-
kutiert wurde. Begründet wird die-
se beschäftigungs- und sozialpoliti-
sche Orientierung damit, dass ins-
besondere im Segment der einfachen 
Dienstleistungen Beschäftigungspo-
tenziale lägen, die nicht genutzt wür-
den. Einfache Dienstleistungen sei-
en zu teuer, die Beitragsbelastungen 
für die Arbeitgeber zu hoch, und 
letztendlich verhinderten zu großzü-
gig bemessene sozialstaatliche Trans-
fers eine Aufnahme von Erwerbs-
tätigkeit. Um diese quasi „sozial-
staatsinduzierte Arbeitslosigkeit“ ab-
zubauen und einen breiten Niedrig-
lohnsektor zu etablieren, ist mit den 
Gesetzen über moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt ein ganzes 
Bündel unterschiedlicher Maßnah-
men durchgesetzt worden: Hierzu 
zählen die Absenkung der Leistun-
gen bei Arbeitslosigkeit (u. a. die Ab-
schaffung der Arbeitslosenhilfe), die 
Verschärfung der Zumutbarkeitsan-
forderungen, der Ausbau von Leih-
arbeit und prekärer Selbständigkeit 
sowie die erweiterte Förderung von 
Beschäftigung im unteren Einkom-
mens- und Stundenbereich durch 
geringfügige Beschäftigung / Mini - 
und Midi - Jobs.
  Die folgenden Ausführungen 
konzentrieren sich auf die Beschäf-
tigungsformen der Mini - und Mi-
di - Jobs. Sind sie eine „Erfolgssto-
ry“ im Bereich des Niedrigeinkom-
menssektors und tragen dazu bei, 
Arbeitslosigkeit abzubauen? Sind sie 
als moderne Dienstleistungen – so 

die Lesart der Bundesregierung – 
ein Motor für die Zunahme der 
Frauenerwerbstätigkeit und für die 
gleichberechtigte Teilhabe von Frau-
en am Arbeitsmarkt? Aufgabe des 
Beitrags 1  soll es sein, die neuen Re-
gelungen der Niedrigeinkommens-

strategie 2 zu analysieren und ihre 
Auswirkungen zu bewerten. Im Mit-
telpunkt steht dabei die Frage, wie 
sie unter beschäftigungs- und ge-
schlechterpolitischen Aspekten zu 
beurteilen sind.

1.    Teilzeitbeschäftigung im Nied-
rigeinkommensbereich

1.1.  Geringfügige Beschäftigung als 
prekäres Arbeitsmarktsegment: 
Empirische Befunde

  Aktuelle Daten zur Dimension 
und zur Struktur der geringfügigen 
Beschäftigung sind der Beschäftig-
tenstatistik der Bundesagentur für 
Arbeit zu entnehmen. Für 2003 
(30.06.2003) zeigt sich folgendes 
Bild:
  Im Bereich der Geringfügigkeit 
arbeiten in der Bundesrepublik rd. 
5,53 Mio. Personen. 3 Die größte Be-
deutung haben hier mit rd. 4,4 Mio. 
jene Personen, deren einzige Er-
werbstätigkeit die geringfügige Teil-
zeitarbeit ist. Das Arbeitsmarktseg-

ment der Mini - Jobs ist – wie be-
reits schon Untersuchungen für die 
1990 er Jahre belegen – in hohem 
Maße geschlechtsspezifisch struktu-
riert. Dies kommt darin zum Aus-
druck, dass mehr als zwei Drittel 
(rd. 3 Mio.) der geringfügig Haupt-
beschäftigten Frauen sind. Zu be-
achten ist jedoch hinsichtlich des 
Umfangs der geringfügigen Teilzeit-
arbeit, dass die in der Beschäftigten-
statistik ermittelten Zahlen auf den 
Meldungen der Arbeitgeber beruhen, 
was im Unterschied zu den Arbeit-
nehmerbefragungen (ISG, SOEP, 
Mikrozensus) u. a. bedeutet, dass die 
nicht angemeldeten geringfügig Be-
schäftigten unberücksichtigt blei-
ben; dies betrifft in erster Linie die 
Beschäftigung in Privathaushalten. 
In diesem Bereich waren Ende Juni 
2003 lediglich rd. 39.000 Personen 
als geringfügig beschäftigt gemel-
det, was auf ein erhebliches Poten-
zial von Schwarzarbeit verweist. Frü-
here Untersuchungen – wie die re-
präsentative Bevölkerungsbefragung 
des Instituts für Sozial- und Ge-
sellschaftspolitik (ISG) – weisen be-
reits für 1997 rd. 1,15 Mio. gering-
fügig Beschäftigte in Privathaushal-

1)  Dieser Beitrag ist eine aktualisierte und 
gekürzte Fassung von Koch / Bäcker (2004).

2)  Es wird hier aufgrund der festgelegten Ein-
kommenshöhe von einer Niedrigeinkommens-
strategie i. e. S. gesprochen. Damit unterschei-
det sie sich von einer Niedriglohnstrategie, 
die auf niedrigere Lohnsätze unabhängig vom 
Monatseinkommen zielt. Die Abgrenzungen 
sind allerdings fließend, da die Arbeitsplätze 
im Niedrigeinkommensbereich in aller Re-
gel auch durch niedrige Lohnsätze charakte-
risiert sind.

3)  Die folgende Darstellung bezieht sich auf 
die geringfügig entlohnte Beschäftigung.
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efas   Newsletter Nr. 7 / Juni 2004

- 2 -

sicherungspflichtige Beschäftigung 
geltenden Satz in der Rentenversi-
cherung als Option für die Beschäf-
tigten, 
•  keine Einbeziehung in die Ar-
beitslosenversicherung,
•  die Abgabenfreiheit einer gering-
fügigen Nebenbeschäftigung neben 
der Hauptbeschäftigung,
•  die Reduktion der Arbeitgeber-
Pauschalabgaben bei Mini - Jobs in 
Privathaushalten: Beiträge zur GKV 
und GRV in Höhe von jeweils 5 % 
des Arbeitsentgelts sowie 2 % Steu-
ern,
•  die Förderung der geringfügigen 
Beschäftigung in Privathaushalten 
durch einen Abzug von der Steu-
erschuld in Höhe von 10 %, höch-
stens 510 € jährlich; bei Inanspruch-
nahme eines Dienstleistungsunter-
nehmens 20 %, höchstens 600 € pro 
Jahr.

  Midi - Jobs
  Die Midi - Jobs sind ein neues 
Instrument zur Förderung von Be-
schäftigung in den unteren Einkom-
menssegmenten 6. Grundgedanke ist 
hierbei, über finanzielle Anreize die 
Aufnahme niedrig entlohnter (Teil-
zeit-)Beschäftigung auch oberhalb 
der Geringfügigkeitsgrenze zu för-
dern. Hierfür wird bei den Sozial-
versicherungsbeiträgen eine Progres-
sionszone („Gleitzone“) geschaffen, 
innerhalb derer die Arbeitnehmer-
beiträge gleitend angehoben wer-
den. Nach dem Überschreiten der 
Geringfügigkeitsgrenze erreicht die 
Beitragsbelastung damit nicht un-
mittelbar, sondern erst schrittweise 
den vollen Arbeitnehmerbeitrags-
satz. Dies bedeutet im Detail:
•  Oberhalb der Geringfügigkeits-
grenze steigt der Arbeitnehmerbei-
trag zur Sozialversicherung für das 
gesamte Bruttoarbeitsentgelt zwi-
schen 400,01 € und 800 € gleitend 
an (von 4 % bis auf den hälftigen 
Sozialversicherungsbeitrag).
•  Aufgrund des verringerten Ar-
beitnehmerbeitrags wird auch der 
Rentenberechnung ein verringertes 
sozialversicherungspflichtiges Ent-
gelt zugrunde gelegt, wodurch sich 
wiederum die Ansprüche in der Ge-
setzlichen Rentenversicherung redu-

sätze) charakteristisch sind. Zum 
anderen werden bei geringfügig Be-
schäftigten tarifvertragliche Stan-
dards oft nicht berücksichtigt oder 
bewusst unterlaufen. Auch arbeits-
rechtliche Ansprüche bzw. Schutz-
regelungen werden häufig nicht be-
achtet.

1.2.  Rechtliche Rahmenbedingun-
gen der Mini - und Midi - Jobs

  Mini - Jobs
  Ein kurzer Blick zurück: Die am 
01.04.1999 in Kraft getretene Neu-
regelung zu den Mini - Jobs zählte 
zu einem Kernstück der Reform-
politik der neuen rot - grünen Bun-
desregierung. Kritisch gesehen wur-
de vor allem, dass die geringfügige 
Beschäftigung sich innerhalb der 
1990 er Jahre zu einem quantitativ 
bedeutsamen Niedriglohnsegment 
des Arbeitsmarktes entwickelt hat-
te, zur Verdrängung regulär sozial-
versicherungspflichtiger Arbeitsplät-
ze und zu starken Einnahmenaus-
fällen in den Sozialversicherungen 
führte. Ziel war es damals, die 
Entwicklung im Beschäftigungs-
sektor der kurzzeitigen Teilzeitar-
beit 5 im unteren Einkommensbe-
reich zu korrigieren.
  Mit den Gesetzen über Moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
vollzieht die rot - grüne Bundesre-
gierung wenige Jahre später eine po-
litische Kehrtwende: Die Möglich-
keiten zur Begründung geringfügi-
ger Beschäftigung werden im Jahr 
2003 erweitert. Damit wird das, 
was zuvor noch als Fehlentwick-
lung eingeschätzt wurde, nun zum 
beschäftigungspolitischen Wunsch-
ziel. Wichtige rechtliche Rahmen-
bedingungen sind folgende:
•  die Anhebung der Geringfügig-
keitsgrenze von 325 € auf 400 € mo-
natlich,
•  der Wegfall der Arbeitszeit-
schwelle von bisher unter 15 Stun-
den wöchentlich,
•  die Festlegung der Arbeitgeber-
Pauschalabgaben auf 25 %: 12 % 
GRV, 11 % GKV, 2 % Steuern,
•  die Aufstockung der Beiträge 
auf den regulären, für die sozialver-

ten aus. Gestützt wird der Befund 
eines hohen Anteils an geringfügig 
Beschäftigten in Privathaushalten 
durch Daten des Sozioökonomi-
schen Panels (SOEP) für das Jahr 
2000, nach denen hochgerechnet 
mehr als 4 Mio. Haushalte eine 
Haushaltshilfe beschäftigten; 2,9 
Mio. davon regelmäßig.
  Hinsichtlich der Struktur der 
geringfügigen Beschäftigung domi-
niert bei den Frauen die Zuverdienst-
Variante: Die stärker als die aktu-
elle Beschäftigtenstatistik nach Per-
sonengruppen differenzierende ISG-
Untersuchung zeigt für 1999, dass 
die sog. Haushaltsführenden mit 
40 % die größte Gruppe unter den 
weiblichen geringfügig Beschäftig-
ten stellen (Männer 1 %), während 
bei den Männern Schüler (29 %) 
und Studenten (19 %) dominieren. 
Da die geringfügige Beschäftigung 
wegen des niedrigen Verdienstes und 
der geringen eigenständigen sozia-
len Absicherung letztlich nur von 
Personen ausgeübt werden kann, 
die anderweitig finanziell und sozial 
abgesichert sind, kann diese Kon-
zentration auf (Ehe-) Frauen nicht 
verwundern. Betrachtet man die 
Struktur der geringfügigen Beschäf-
tigung nach Branchen und Be-
schäftigungsbereichen, zeigt sich ein 
eindeutiger Schwerpunkt bei den 
Dienstleistungstätigkeiten: 81,5 % 
aller gemeldeten ausschließlich ge-
ringfügig Beschäftigten sind im 
Dienstleistungssektor zu finden, dar-
unter rd. 0,9 Mio. im Handel, rd. 
0,9 Mio. im Bereich der Dienstleis-
tungen für Unternehmen u. a., rd. 
jeweils 0,4 Mio. im Gastgewerbe so-
wie im Gesundheits-, Sozial- und 
Veterinärwesen.
  Die geringfügige Beschäftigung 
ist als prekäres Arbeitsmarktsegment 
einzustufen: Nicht nur wegen der 
geringen sozialen Absicherung, auch 
die Löhne zeigen, dass es sich hier 
um einen Niedriglohnsektor han-
delt. Nach einer Auswertung des 
SOEP lagen die Bruttostundenlöhne 
von geringfügig Beschäftigten 1996 
durchschnittlich um 14 % niedriger 
als die von sozialversicherungspflich-
tig Teilzeitbeschäftigten 4. Das liegt 
zum einen daran, dass sich diese Be-
schäftigungsverhältnisse auf Bran-
chen, Tätigkeiten und Qualifikatio-
nen konzentrieren, für die niedrige 
Entgelte (umgerechnet auf Stunden-

6)  Wie die Neuregelung zur geringfügigen 
Beschäftigung wurde dieses Instrument 
ebenfalls erst im Vermittlungsausschuss 
ausgehandelt. Es geht zurück auf Vorstel-
lungen sowohl von CDU/CSU wie auch 
von den Bündnisgrünen.

5)  Für die geringfügige Beschäftigung wur-
de auch der Begriff „kurzzeitige Teilzeit-
arbeit“ verwendet, da sich diese Beschäfti-
gungsform nach altem Recht auf ein Ar-
beitsverhältnis unter 15 Stunden oder auf 
eine Tätigkeit von bis zu zwei Monaten 
oder 50 Arbeitstagen im Jahr bezog.4)  Neuere Daten liegen nicht vor.
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7)  Die Versicherten haben jedoch die Mög-
lichkeit, auch den hälftigen Rentenversiche-
rungsbeitrag zu tragen, um negative Wir-
kungen auf die Rentenanwartschaften zu 
vermeiden.

zieren 7. In der Arbeitslosen- sowie 
in der Krankenversicherung ergeben 
sich keine negativen Folgen durch 
die reduzierten Sozialversicherungs-
beiträge.
•  Bei mehreren Beschäftigungen 
ist das gesamte Arbeitsentgelt maß-
gebend für die sozialversicherungs-
rechtliche Absicherung. Eine gering-
fügige Beschäftigung als Nebentä-
tigkeit ist von der Zusammenrech-
nung ausgeschlossen.
•  Der Arbeitgeberanteil zur Sozi-
alversicherung liegt in der Gleitzo-
ne konstant auf der Höhe der gel-
tenden Beitragssätze.

2.    Beschäftigungszuwachs durch 
Förderung von Niedrigeinkom-
men?

2.1.  Entwicklungstrends bei der ge-
ringfügigen Beschäftigung und 
den Midi - Jobs

  Betrachtet man die Rahmenbe-
dingungen unter beschäftigungspo-
litischem Aspekt, so ist eine we-
sentliche Ausweitung der Förderung 
von Beschäftigung im Niedrigein-
kommensbereich festzustellen. Prä-
misse dieses Ansatzes ist, erstens die 
Aufnahme von (Teilzeit-)Arbeit im 
Niedrigeinkommensbereich durch 
niedrige Abzüge und entsprechend 
höhere Nettoeinkommen für die 
Beschäftigten finanziell attraktiver 
zu machen. Zweitens soll neben dem 
Arbeitsangebot auch die Arbeits-
nachfrage stimuliert werden. Von 
einer solchen Anreizwirkung auf die 
Arbeitsnachfrage ist dann auszuge-
hen, wenn es unter Kostengesichts-
punkten für die Unternehmen vor-
teilhaft ist, neue Arbeitsplätze in 
diesem Segment einzurichten.

  Mini - Jobs
  Im Bereich der geringfügigen 
Beschäftigung zeigen sich folgende 
erste Reaktionen:
1.   Durch die Anhebung der Ge-
ringfügigkeitsgrenze auf 400 € wird 
die Aufnahme einer geringfügigen 
Hauptbeschäftigung noch attrakti-
ver, da damit die Zone der Bei-
tragsfreiheit für die Arbeitnehmer/-
innen ausgeweitet wird. Der Effekt 
der Neuregelung lässt sich auf rd. 
100.000 Personen beziffern, die seit 

April 2003 neu geringfügig entlohnt 
beschäftigt sind. Das Arbeitsange-
bot erhöht sich.
2.   Deutlich sichtbare Folge der 
Neuregelung ist ein Anstieg gering-
fügiger Nebenbeschäftigung. Die 
Aufnahme einer Nebenbeschäfti-
gung ist nach der Neuregelung nun-
mehr ungleich attraktiver als ein 
steuer- und beitragspflichtiger Mehr-
verdienst beim Hauptarbeitgeber – 
etwa durch Verlängerung der indi-
viduellen Arbeitszeiten oder durch 
Ableistung von Überstunden. So er-
höhte sich die Zahl der geringfügig 
Nebenbeschäftigten nach Berech-
nungen der Bundesagentur für Ar-
beit von Ende April bis Juni 2003 
um 161.000 Personen.
3.   Im Bereich der geringfügigen 
Beschäftigung in Privathaushalten 
sind Erfolge im großen Stil im Sinne 
einer Umwandlung von Schwarzar-
beit in legalisierte Arbeitsverhältnis-
se und der Schaffung neuer Arbeits-
plätze bisher nicht zu verzeichnen. 
Zwar stieg die Zahl der geringfügig 
Beschäftigten in Deutschland seit 
der Neuregelung 2003 um 43,3 % 
an, es handelt sich hierbei aller-
dings um eine absolute Zunahme 
von 11.830 Personen (von 27.320 
auf 39.150).
4.   Darüber hinaus – betrachtet 
man das Arbeitsangebot – treten 
durch die Neuregelungen erhebli-
che Mitnahmeeffekte durch die För-
derung bereits bestehender, zuvor 
versicherungspflichtiger Beschäfti-
gungsverhältnisse auf. Dies betrifft 
die Nebenbeschäftigten sowie die 
geringfügig Hauptbeschäftigten, die 
mit ihrem Einkommen zwischen 
325 € und 400 € liegen. Nach An-
gaben der Bundesagentur für Ar-
beit sind dies bei den ausschließlich 
geringfügig Beschäftigten 138.000 
Personen, bei den Nebenbeschäftig-
ten 630.000. Damit werden insge-
samt rd. 0,77 Mio. Personen versi-
cherungsfrei.
5.   Die Arbeitsnachfrage dürfte sich 
ebenfalls erhöhen, da es für die Un-
ternehmen eine Reihe von ökonomi-
schen Gründen gibt, vermehrt Ar-
beitsplätze in diesem Segment ein-
zurichten und dabei insbesondere 
reguläre Voll- und Teilzeitstellen in 
Mini - Jobs aufzusplitten. So errech-
nen sich Kostenentlastungen, wenn 
beispielsweise bei der Bezahlung von 
geringfügig Beschäftigten die ta-
riflichen Entgeltregelungen umgan-
gen und die Bruttostundenentgelte 

– womöglich verbunden mit dem 
Hinweis auf die höheren Netto-
entgelte – niedriger angesetzt wer-
den als bei regulärer Beschäftigung. 
Auch kann versucht werden, (recht-
lich ebenfalls unzulässig) Pauschal-
steuern und / oder pauschale Arbeit-
geberbeiträge auf die Beschäftigten 
zurück zu verlagern 8 und gesetzli-
che und betriebliche Standards zu 
umgehen.

  Midi - Jobs
  Die Förderung der Midi - Jobs 
hat zunächst die unmittelbare Aus-
wirkung, dass rund 1,1 Mio. Ar-
beitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
in die beitragsgeminderte Einkom-
menszone fallen, darunter zu mehr 
als drei Viertel (76,4 %) Frauen. 
Über diesen Status Quo hinaus sind 
bei den Beschäftigten drei Varian-
ten von Anreizwirkungen zu vermu-
ten:
•  Vormals geringfügig Beschäftig-
te, die ein Interesse daran haben, so-
wohl ihr Einkommen als auch ihr 
Stundenvolumen auszuweiten, wer-
den in den Bereich der Midi - Jobs 
gehen. Durch die schrittweise Anhe-
bung der Arbeitnehmerbeiträge zur 
Sozialversicherung verliert der bis-
her wirksame abrupte Belastungs-
sprung beim Überschreiten der Ge-
ringfügigkeitsgrenze an Bedeutung.
•  Beschäftigte, die auf eine gün-
stigere Brutto - Netto - Relation bei 
ihrem Einkommen abstellen, wer-
den aus regulär sozialversicherungs-
pflichtiger Teilzeitarbeit in die Midi -
Jobs abwandern.
•  Unter dem Gesichtspunkt nied-
riger Abzüge besonders attraktiv ist 
die Kombination einer Hauptbe-
schäftigung im Bereich der Gleitzo-
ne mit einer sozialversicherungsfrei-
en geringfügigen Beschäftigung.
  Zusammenfassend für den Be-
reich von Mini - Jobs und Midi - Jobs 
lässt sich folgendes Resümee ziehen: 
Es ist deutlich, dass sich im Mini -
Job - Bereich über die Mitnahmeef-
fekte hinaus die Beschäftigungszah-
len erhöhen. Bei den Midi - Jobs sind 
aus den genannten Gründen eben-
falls Beschäftigungszuwächse zu er-
warten. Beschäftigungszuwächse im 
Niedrigeinkommensbereich in ein-
zelnen Unternehmen oder auf Teil-

8)  Die Minijob-Zentrale weist darauf hin, 
dass „in vielen Fällen die vom Arbeitgeber 
zu entrichtende Pauschsteuer auf die Ar-
beitnehmer ‚abgewälzt‘ wird“.
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arbeitsmärkten sind allerdings noch 
kein Kriterium für einen gesamt-
wirtschaftlichen Beschäftigungsauf-
bau. Gegenzurechnen sind die Ver-
drängungs- und Umschichtungsef-
fekte: Da durch die Neuregelungen 
die gesamtwirtschaftlichen Absatz-
bedingungen auf den Güter- und 
Dienstleistungsmärkten nicht geän-
dert werden, erhöht sich das von 
den Unternehmen insgesamt nach-
gefragte Arbeitsvolumen nicht. Auf-
grund der skizzierten Kostenvortei-
le der Betriebe und der Interes-
senlage vieler Beschäftigter ist es 
aber wahrscheinlich, dass Mini - und 
Midi - Jobs zu Lasten der „teuren“ 
regulären Beschäftigungsverhältnis-
se ausgeweitet werden.

3.    Frauenbeschäftigung im Nied-
rigeinkommenssektor: „Einfa-
che Arbeit“ als geschlechterpo-
litische Perspektive?

  Aktuell konzentriert sich die po-
litische wie die wissenschaftliche 
Debatte auf die rein quantitativen 
Beschäftigungseffekte der Niedrig-
lohn- und Niedrigeinkommensstra-
tegien. Damit werden grundlegende 
Fragen nach der Qualität der Arbeit 
und der Strukturierung der Arbeits-
märkte systematisch in den Hinter-
grund gedrängt. Die Orientierung 
„(Fast) jeder Arbeitsplatz ist besser 
als keiner“ lässt den Blick auf die ge-
sellschaftlichen Folgen und ihre ge-
schlechterpolitischen Dimensionen 
erst gar nicht mehr zu. Dass der 
Teilarbeitsmarkt für Mini - Jobs, der 
nunmehr noch ausgeweitet wird, im 
hohen Maße durch Frauen besetzt 
ist und besetzt werden soll, findet 
in der arbeitsmarktpolitischen De-
batte kaum noch Erwähnung. Re-
sümiert man die Zielsetzung der Ar-
beitsmarktstrategie „Mini - Jobs“, so 
werden Frauen im Ergebnis Arbeits-
plätze angeboten, die mit ihrer Ent-
lohnung nicht oder kaum existenzsi-
chernd sind und sich durch Beschäf-
tigungsinstabilität, i. d. R. niedrige 
Qualifikationsanforderungen und 
kaum vorhandene Aufstiegsmöglich-
keiten auszeichnen. Die Ausweitung 
eines Arbeitsmarktsektors im unte-
ren Stundenbereich führt zudem zu 
einer weiteren Differenzierung und 
Hierarchisierung der Arbeitsverhält-
nisse in der Zeitdimension. Nega-
tive Auswirkungen im Sinne einer 
Prekarisierung von Arbeitsplätzen 
sind insbesondere in den Dienstleis-

tungsbranchen, wie z. B. Handel, 
Gast- und Reinigungsgewerbe, zu 
erwarten, in denen sich bereits seit 
längerem beobachten lässt, dass so-
zialversicherungspflichtige Arbeits-
plätze in geringfügige Beschäfti-
gung umgewandelt werden.
  Zwar ist es richtig, Beschäf-
tigung im Dienstleistungssektor 
auszudehnen; fragwürdig ist aber 
die beschäftigungspolitisch defen-
sive Orientierung auf Einfachar-
beitsplätze mit geringen Einkommen 
und fehlenden beruflichen Aufstiegs-
möglichkeiten. Tatsächlich verfügen 
rd. zwei Drittel (65 %) der erwerbs-
losen Frauen über eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung. 9 Schon jetzt 
gibt es eine hohe qualifikatorische 
Fehlbesetzung von Arbeitsplätzen. 
Die Abdrängung von Frauen auf 
ausbildungsinadäquate Arbeitsplät-
ze würde sich somit verstärken.
  Richtet sich die Diskussion hin-
gegen auf Beschäftigungspotentiale 
für die Gruppe der gering qualifi-
zierten Frauen, so ist einzuwenden, 
dass die Ursachen für niedrige Qua-
lifikation äußerst heterogen sind. 
Dies macht eine zielgruppenspezifi-
sche Förderung der Arbeitsmarktin-
tegration erforderlich. Gerade unter 
dem Gesichtspunkt der Chancenge-
rechtigkeit ist nicht einsichtig, aus 
welchen Gründen statt einer För-
derung mit entsprechenden Weiter-
qualifizierungsmöglichkeiten als be-
rufliche Perspektive für Frauen auf 
den niedrig entlohnten Mini - Job 
orientiert wird. 
  Überdies ist kritisch zu hinter-
fragen, was mit der Schaffung sog. 
einfacher Dienstleistungen, bei de-
nen ein hohes Beschäftigungspoten-
zial vermutet wird, gemeint ist. Ins-
besondere im „grauen“ Teilarbeits-
markt Privathaushalt sollen derarti-
ge Tätigkeiten geschaffen bzw. le-
galisiert werden. Beim Spektrum 
der Tätigkeiten in Privathaushalten 
handelt es sich jedoch nicht nur um 
„einfache“ Arbeit: So sind personen-
bezogene Dienstleistungen wie die 
Erziehung und Betreuung von Kin-
dern und die Pflege älterer Men-
schen keineswegs „einfache“, unqua-
lifizierte, sondern qualifizierte be-
rufliche Tätigkeiten, die eine mehr-
jährige Ausbildung erfordern.
  Schlägt man die Strategie ein, 
einen „weiblichen“ Teilarbeitsmarkt 
personenbezogener Dienstleistungen 

im Privathaushalt auszugestalten, 
wird in der Konsequenz einer De-
qualifizierung und Entprofessionali-
sierung qualifizierter Dienstleistun-
gen Vorschub geleistet. Diese Stra-
tegie steht im Gegensatz zu einer 
beschäftigungspolitischen Orientie-
rung, die sich darauf richtet, hoch-
wertige personenbezogene Dienst-
leistungsbeschäftigung  zu schaffen 
bzw. diese als solche anzuerkennen 
und damit auch die entsprechenden 
Berufsprofile aufzuwerten. Auch 
Dienstleistungspools sind in diesem 
Zusammenhang differenziert zu be-
trachten, da sie zwar auf der einen 
Seite sozial-, tarif- und arbeitsrecht-
lich abgesicherte Beschäftigung, auf 
der anderen Seite jedoch nur ge-
ringe Qualifizierungsmöglichkeiten 
bieten.
  Schließlich ist auch die Struktur 
der gesellschaftlichen Organisation 
von Arbeit als Folie für eine Niedrig-
einkommensstrategie, die auf Teil-
arbeitsmärkte der Frauenbeschäfti-
gung orientiert, von zentraler Be-
deutung. Grundlage für die Aus-
weitung dieser Teilzeit - Beschäfti-
gungsformen ist das traditionelle 
Ernährer - Modell, verbunden mit 
Erwerbsmustern von verheirateten 
Frauen während oder nach der Er-
ziehungsphase, deren Berufstätigkeit 
im Sinne der modifizierten Versor-
gerehe lediglich als „Zuverdienst“ 
angelegt ist und deren soziale Si-
cherung sich im Wesentlichen aus 
der Absicherung über den Ehemann 
und dessen Anwartschaften ablei-
tet. Die Förderung von Mini - wie 
Midi - Jobs zielt auf dieses Muster 
und schreibt es fort. Die Niedrig-
einkommensstrategie erlaubt es so-
mit auch, einen Typ von Wohlfahrt-
staat und Familie aufrechtzuerhal-
ten, der die traditionelle Arbeitstei-
lung der Geschlechter nicht in Fra-
ge stellt, sondern konserviert.

4.    Rückwärts in die Zukunft

  Die Analyse zeigt unter beschäf-
tigungspolitischen Gesichtspunkten, 
dass die Reform kaum zum Abbau 
von Arbeitslosigkeit sowie zur Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze geeignet 
ist, da in hohem Maße Mitnahme-
effekte festzustellen und Verdrän-
gungseffekte zu erwarten sind.
  Unter geschlechterpolitischen 
Aspekten betrachtet steht dem von 
der rot - grünen Bundesregierung 
propagierten Leitbild der gleich-9)  Daten für 2001.
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berechtigten Teilhabe beider Ge-
schlechter an Erwerbs- und Zu-
kunftschancen faktisch eine rück-
wärtsgewandte Arbeitsmarktstrate-
gie gegenüber, die zu einer Verschär-
fung der Geschlechtersegregation 
am Arbeitsmarkt führt. Avancieren 
die „kleinen Jobs“ überdies zum be-
schäftigungspolitischen Hoffnungs-
träger für die Überwindung der 

Arbeitsmarktkrise, beinhaltet dies 
nicht nur eine Abkehr vom gesell-
schaftspolitischen Leitbild des be-
stehenden Normarbeitsverhältnisses, 
sondern ebenso von einer Perspekti-
ve, die dessen geschlechterhierarchi-
sche Konstruktion zu überwinden 
sucht. Der grundlegend erforderli-
che Paradigmenwechsel hin zu einer 
Neudefinition des Normarbeitsver-

hältnisses, das für beide Geschlech-
ter Geltung hat, wird verfehlt.

Angelika Koch

Kontakt:
angelika.koch@uni-duisburg.de
(Anmerkung: Bei der Autorin ist eine 
um Literaturangaben ergänzte Version 
des Beitrags auf Anfrage erhältlich.)

Zum Management der Vielfalt in betrieblichen 
und sozialen Prozessen1

  Managing Gender & Diversity ist 
ein Projekt des Institutes Kirche und 
Gesellschaft und der FRAUEN-
STUDIEN der Universität Dort-
mund. Das Angebot wissenschaftli-
cher Weiterbildung vermittelt Kom-
petenzen zum Umgang mit sozialer 
Verschiedenheit oder Unterschied-
lichkeit. In dem Konzept steht der 
Genderaspekt – im Verhältnis zu 
den weiteren Diversitydimensio-
nen wie Alter, Hautfarbe, sexuel-
le Orientierung, Religion, soziales 
Milieu – zunächst im Vordergrund. 
Anhand der Kategorie Geschlecht 
lässt sich der Umgang mit diskri-
minierenden Prozessen, Strukturen 
und Kontexten u. E. exemplarisch 
für die Arbeit mit Diversity in Or-
ganisationen nutzen. Unser Zugang 
zum Thema Managing Diversity ba-
siert daher auf langjährigen
•  Erfahrungen im Umgang mit 
Geschlechterdiskriminierung
•  auf Konzeptionen und Entwick-
lungen wissenschaftlicher Weiterbil-
dung
•  und der Verbindung von theo-
retischen Überlegungen und prakti-
schen Anforderungen.
  Managing Diversity kann allge-
mein als Fähigkeit von Personen in 
Organisationen bezeichnet werden, 
personale Vielfalt zu entwickeln und 
zu nutzen. Dazu ist der konstruktive 
Umgang mit Vielfalt und Heteroge-
nität erforderlich, der auf den ver-
schiedenen Ebenen von Personen, 
Gruppen oder Organisationen als 
Sozial- und Kulturtechnik „erlern-
bar“ ist. Zusätzlich wird von den 
Teilnehmenden des Weiterbildungs-
lehrganges die Bereitschaft erwartet, 
über ein eher sozialtechnologisches 
Verständnis von Managing Diver-
stity hinaus zu denken und nach der 

Konstruktion der eigenen Normali-
tät versus Fremdheit zu fragen.
  Managing Gender & Diversity 
führt über die gut eingeführten  
Konzepte der interkulturellen Trai-
nings und der Gender - Trainings 
hinaus, da es grundlegend nach  
Struktur und Funktionen sozialer 

Differenzen in Organisationen fragt 
und die Zuordnung zu sozialen 
Gruppen (nach Geschlecht, Alter, 
sozialer Herkunft, Ethnie u. a.) als 
eine veränderbare Strategie zur Be-
wältigung von Komplexität be-
greift.
  Die FRAUENSTUDIEN der 
Universität Dortmund – in Ko-
operation mit dem Institut Kirche 
und Gesellschaft, Iserlohn – vertief-
ten mit der 3. Fachkonferenz am 
26. / 27. März 2004 aktuelle Dis-
kussionen um theoretische und me-
thodische Ansätze des ‚Managing 
Gender & Diversity‘. Gleichzeitig  
diente die Fachtagung als Auftakt 
zum Start in den mittlerweile dritten 
Lehrgang wissenschaftlicher Weiter-
bildung ‚Managing Gender & Di-
versity‘.
  Diese zertifizierte Weiterbildung 
•  vermittelt theoretische Grund-
lagen des Managing Diversity,
•  ermöglicht ein Verständnis für 
die soziale Konstruktion von Domi-
nanz und Diskriminierung,
•  setzt an der Dekonstruktion von 
sozialen Differenzen, wie z. B. den 
Geschlechterdifferenzen an.
  In handlungsorientierten Trai-
ningseinheiten können instrumen-
telle Fertigkeiten entwickelt werden, 
die zu einem konstruktiven Um-
gang mit Verschiedenheit bzw. ei-
nem reflektierten Umgang mit Di-
versity in Organisationen befähi-
gen.

  Die wissenschaftliche Weiterbil-
dung wird durch supervisiorische 
Prozesse begleitet, die sich explizit 
mit der Herstellung von Homogeni-
tät und Heterogenität in Gruppen 
und Teams befassen.
  Das Weiterbildungsangebot Ma-
naging Gender & Diversity bietet 

Orientierungswissen und Hand-
lungsinstrumente zur Beobach-
tung, Bewusstwerdung und Be-
wältigung sozialer Unterschiede 

in Organisationen. Das Konzept des 
Managing Diversity in Organisatio-
nen beinhaltet, dass jede / r Einzelne 
mit ihren / seinen charakteristischen, 
persönlich veränderlichen und un-
veränderlichen Anteilen und Eigen-
arten für die Organisation relevant 
ist. Die organisationalen Vorausset-
zungen zur konstruktiven Nutzung 
sozialer Vielfalt sind allerdings zu 
entwickeln.
  Eine Herausforderung ist nach 
wie vor, dass die meisten deutschen 
Organisationen noch immer als mo-
nokulturell bezeichnet werden kön-
nen: der „normale“ Angestellte ist 
weiß, männlich, heterosexuell und 
mittleren Alters. Anders zu sein wird 
leicht mit minderwertig gleichge-
setzt („nur Frau“, „noch zu jung“, 
„schon zu alt“, Ausländerin...). Viel-
falt / Diversity wird oftmals als Be-
drohung für das effektive Funktio-
nieren der Organisation empfunden. 
Der Alltag von Gleichstellungsbe-
auftragten besteht großenteils darin, 
Modelle der Abweichung von Ar-
beitsbedingungen „männlicher Nor-
malangestellter“ zu entwickeln und 
diese als alternative Modelle in der 
Organisation durchzusetzen.
  In diesem Sinne bleiben Nor-
men der Homogenität (als bekann-
tes Muster von „gleich“ und „an-
ders“) im Kern unverändert. Gleich-
stellungsarbeit erschöpft sich entwe-
der im „Abarbeiten“ an der domi-
nanten männlich homokulturellen 

1)  Teile dieser Information entstammen ei-
nem Artikel der Autorinnen, erschienen in 
der ZfFG 1/2003.

GENDER STUDIES
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Norm oder ist durch die Betonung 
komplementärer Funktionen geeig-
net, moralische und strategische 
Lücken der Organisation zu schlie-
ßen. Dieses Muster politischen wie 
professionellen Handelns in Orga-
nisationen mit seiner starken Ori-
entierung auf Defizitverringerung 
ist für viele engagierte Kolleginnen 
und auch Kollegen in der Gleichstel-
lungs- und Anti - Diskriminierung-
spraxis unbefriedigend.
Das Konzept des Managing Gender 
& Diversity eröffnet – so unsere An-
nahme – eine weiterführende Per-
spektive. Dabei leitet uns eine mög-
licherweise ambivalente Ausgangs-
these: geschlechtstypisierende Un-
terscheidungen – beispielsweise im 
Sozial- oder Führungsverhalten von 
Männern und Frauen – können im 
Rahmen eines Diversity - Konzeptes 
neu thematisiert werden. Durch 
Heterogenisierung – hier gemeint 
als strategische Nutzung potenti-
eller Mehrdeutigkeiten – können 

geschlechtstypisierende Unterschei-
dungen relativiert werden. Je nach 
Kontext und Interesse der Betrachte-
rIn wird dies als Vorteil oder Nach-
teil gesehen und erlebt.
  Managing Gender & Diversity 
rückt damit durchaus ab von der 
Konzentration auf (politisch - recht-
lich ermöglichte) Gleichstellung 
durch Gesetze und Frauenförder-
Richtlinien. Rahmenbedingungen 
sozialen Handelns, wie gesetzliche 
Vorschriften, sind unbestritten not-
wendige, aber augenscheinlich kei-
neswegs hinreichende Bedingungen 
zur Veränderung sozialer Systeme. 
Zu fragen bleibt, wie Veränderungs-
prozesse für das System Organisa-
tion und für die darin agierenden 
Menschen effizient und „vernünftig“ 
bzw. sinnvoll zu gestalten sind. Die 
praktische Umsetzung des Mana-
ging Diversity muss sich mit „Ratio-
nalitäten“, „Machbarkeiten“, struk-
turellen „Gewohnheiten“ und Le-
gitimierungen – zum großen Teil 

auch konflikthaft – auseinanderset-
zen Die Anforderungen der Gleich-
stellungspraxis werden nach unse-
ren Erfahrungen den jeweiligen Per-
sonen vor Ort übertragen, ohne dass 
Instrumente zur Gestaltung sozialer 
und organisationaler Prozesse „preis-
gegeben“ werden. Kompetenzanfor-
derungen und Know - How zur Um-
setzung politischer und professio-
neller Interessen bleiben weitge-
hend Gegenstand personaler und in-
teraktioneller statt organisationaler 
Systemfunktionen.

Iris Koall
Verena Bruchhagen

Kontakt:
koall@fb12.uni-dortmund.de
vbruchhagen@fb12.uni-dortmund.de

Informationen:
www.fb12.uni-dortmund.de/frauen-
studien/projekte
www.managing-gender-diversity.de

  Ich gehöre zu denjenigen, die 
alle Jahre wieder vor dem un-
lösbaren Problem stehen, wie im 
Einführungskurs mit der neoklas-
sischen Mikroökonomik umzuge-
hen sei. Manchmal stelle ich sie 
in Grundzügen vor, um sie an-
schließend mit Hilfe des hervor-
ragenden Lehrbuchs von Eberhard 
Feess - Dörr 1 wieder zu demontie-
ren. Die Studierenden fühlen sich 
dann ziemlich verschaukelt, denn 
sie wollen etwas über die Wirtschaft 
erfahren und nicht über die ideologi-
schen Glasperlenspiele dogmatischer 
Modellplatoniker. Weglassen geht 
aber auch nicht, da fast jede Lohn-
senkungsforderung sich auf den vor-
industriellen Lehrsatz vom abneh-
menden Grenzertrag des Düngemit-
tel- oder Landarbeiter - Inputs zu-
rückführen lässt. Alternativen zu 
präsentieren – wie etwa die von 
Fess - Dörr dargestellte klassisch -
neoricardianische – sprengt i. d. R. 
den zeitlichen Rahmen eines Grund-
kurses. Und löst selbstverständlich 

nicht das Problem, dass hier ein ab-
wegiges mechanisches Modell durch 
ein treffenderes ersetzt wird.
  Dazu bietet das Lehrbuch ‚Mi-
croeconomics in Context‘ erstmals 

eine wirkliche, zukunftsweisende 
Alternative aus sozialökonomischer 
Sicht. Es wurde am Global Deve-
lopment and Environment Institute 
der Tufts Universität, Massachus-
etts, entwickelt und von der bekann-
ten feministischen Ökonomin Julie 
Nelson mitverfasst. Nachdem die 
AutorInnen zunächst auf Anregung 
von W. Leontieff ein Lehrbuch für 
Transformationsgesellschaften (spe-
ziell Russland und Vietnam) vorge-
legt hatten, entstand – unter Ein-
beziehung einer Vielzahl von vir-
tuellen und ‚echten‘ Diskussionen 
des Textes mit ca. 150 US - amerika-
nischen WissenschaftlerInnen (und 
selbstverständlich der Erprobung im 
Unterricht) – der jetzt vorliegende 
Text 2.

  Ihn zeichnet aus, dass das ‚simp-
le mechanical model‘ – die Lehr-
buch - Neoklassik – als eine sehr spe-
zielle und begrenzte Art und Weise, 
Wirtschaftsprozesse zu betrachten, 
dargestellt und (hervorragend!) er-
klärt wird, die AutorInnen die Aus-
einandersetzung aber im Rahmen 
einer großen Vielfalt von, teils kon-
kurrierenden, Erkenntnissen über 
Ziele, Institutionen und Organisa-
tionsformen des Wirtschaftens füh-
ren. Damit wird – weit über eine kri-
tische Diskussion des mainstream 
hinaus – erstmalig nicht weniger 
als ein Paradigmenwechsel vollzo-
gen. Plötzlich wird Mikroökono-
mik auch für Nicht - Hobbymathe-
matiker wieder interessant und rele-
vant.
  Das Buch ist in fünf Teile unter-
gliedert. Im einführenden Teil wer-
den Aufbau und Grundbegriffe dar-
gelegt. Im zweiten Teil analysieren 
die AutorInnen die vier ökonomi-
schen Aktivitäten – Kapital- und 
Ressourcenerhaltung, Produktion, 
Verteilung und Konsum. Damit 
werden von vorn herein die Grund-
voraussetzungen des Wirtschaftens 
– die Erhaltung natürlicher Ressour-
cen, die Entwicklung der Humanres-
sourcen und funktionierende Struk-
turen des gesellschaftlichen Zu-
sammenwirkens (‚social capital‘) –

Microeconomics in Context

1)  Eberhard Feess-Dörr: Mikroökonomie. 
Eine Einführung in die neoklassische und 
klassisch-neoricardianische Preis- und Ver-
teilungstheorie, Marburg, 3. Aufl., 1995. 
Zur Kritik der neoklassischen Mikroökono-
mik auch zu empfehlen sind Michael Heine 
und Hansjörg Herr: Volkswirtschaftslehre, 
München, 3. Aufl., 2002.

2)  Kurze Zeit darauf legten für Deutsch-
land Adelheid Biesecker und Stefan Kesting 
ein Lehrbuch zur Mikroökonomik aus sozi-
al-ökologischer Perspektive vor (München, 
Wien 2003).

LEHRBUCH VWL
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integriert. Das ‚simple mechanical 
model‘ kann in diesem Rahmen 
dargestellt werden, aber eben als 
ein sehr beschränktes Denkmodell, 
das insbesondere auch bei seinem 
zentralen Thema – der betrieblichen 
Produktions- und Kostentheorie – 
schwerwiegende Mängel aufweist 
(z. B. Existenz multipler Gleichge-
wichte, zunehmende Durchschnitts-
erträge, Pfadabhängigkeit von Ent-
scheidungen, Umstellungs- und ver-
sunkene Kosten, Netzwerkexterna-
litäten). In ähnlicher Weise werden 
Alternativen zur nutzentheoreti-
schen Sicht des Konsumierens (Mar-
keting, Konsumgesellschaft) vorge-
stellt und zueinander in Beziehung 
gesetzt. Im Kapitel ‚Verteilung‘ wird 
Eigentum als Voraussetzung für 
Tausch auch historisch erörtert und 
neben Tausch eben auch der Trans-
fer als mögliche effiziente Form 
der Verteilung wirtschaftlicher Gü-
ter vorgestellt.
  Der dritte Teil des Buches ist 
einer genaueren Untersuchung von 
Märkten gewidmet. Auch hier steht 
eine sehr genaue Klärung des Be-
griffs ‚Markt‘ im Mittelpunkt: durch 
Darlegung der historischen Ent-
wicklung dieser Institution, die Ana-
lyse ihrer Voraussetzungen und die 
Präsentation einer an der Realität 
orientierten Markttypologie. Ange-
bot und Nachfrage werden auch 
empirisch unterfüttert (z. B. mit 
einer kleinen Fallstudie des Öl-
marktes), der monopolistischen und 
oligopolistischen Konkurrenz wird 
ein angemessener Raum zugewie-
sen: Die Märkte für Arbeit, natür-
liches Kapital, produziertes Kapi-
tal, Finanzkapital und Sozialkapital 
werden ausführlich erläutert, wo-
bei auch eine eingehende Diskussi-
on von Lohndiskriminierung und 
Segregation nicht fehlt.
  Im vierten Teil untersuchen die 
AutorInnen die ökonomischen Or-
ganisationen und ihre wirtschaftli-
chen Leistungen und Probleme: den 
‚core sector‘ (Haushalte und Nach-
barschaft), die profitorientierten Un-
ternehmen (‚business sector‘) und 
den Staat (einschließlich ‚non - pro-
fits‘). Einen wichtigen Aspekt bil-
den dabei jeweils die historische 
Entwicklung und die verschiede-
nen Möglichkeiten, die untersuchten 
Institutionen theoretisch abzubil-
den (z. B. bargaining - Modelle ver-
sus dictatorship - Theorien bei den 
privaten Haushalten; Konflikt, Ko-

operation und Motivation in priva-
ten Unternehmen; public choice ver-
sus ‚theory of civic responsibility‘ 
im öffentlichen Bereich). Unterfüt-
tert werden die Ausführungen durch 
empirisches Material und Fallstu-
dien (z. B. Zeitbudgetstudien und 
Haushaltsproduktion, Verschiebung 
der Grenzen zwischen den drei Sek-
toren und Frauenerwerbstätigkeit, 
Entwicklung der Staatstätigkeit in 
den USA). Natürlich – aber für uns: 
leider – beziehen sich diese Ausfüh-
rungen auf die USA, was in Bezug 
auf das Geschlechterverhältnis und 
den Staat deutlich mehr ins Gewicht 
fällt als im ‚business sector‘.
  Zum Abschluss wird das Ma-
terial in einer Diskussion ökono-
mischer Ergebnisse und Ideologien 
zusammengeführt: Herausgearbei-
tet wird, dass es eine Vielfalt ökono-
mischer Systeme und eben auch ‚va-
rieties of capitalism‘ gibt. Die Viel-
falt ökonomischen Denkens schließ-
lich – die der Text selbst ja auf ganz 
hervorragende Weise widerspiegelt 
– wird im letzten Kapitel paradig-
matisch vorgestellt. Man ist gerade-
zu glücklich, dass nach vielen Jahr-
zehnten neben so ‚abwegigen‘ Schu-
len, wie etwa dem alten Institutio-
nalismus, auch feministische Öko-
nominnen und Querdenker wie 
z. B. Amartya Sen, William Bau-
mol, Harvey Leibenstein und Jo-
seph Stiglitz Platz in einem mikro-
ökonomischen Lehrbuch gefunden 
haben.
  Didaktisch ist das Buch her-
vorragend: Spannend zu lesen, sehr 
gut verständlich, gespickt mit 
Fallstudien und empirischem Ma-
terial, historisch fundiert. Unter 
http://economics.college.hmco.com 
gibt es zum Lehrbuch auch eine 
‚Test Bank‘ (für Studierende) und 
ein Instructor‘s Resource Manual. 
Demnächst soll der makroökono-
mische Counterpart ‚Macroecono-
mics in Context‘ erscheinen – viel 
Spaß beim Lesen!

Ulla Knapp

„Microeconomics in Context“ von
Neva Goodwin, Julie Nelson, Frank 
Ackerman, Thomas Weisskopf, Pre-
liminary edition, Houghton Miff-
lin, Boston / New York 2003, ISBN 
0-618-34315-6, Preis 72,95 $.

Kontakt:
knappu@hwp-hamburg.de

TERMINE

Vorankündigung!!!
efas  Jahrestagung 

2004

zum Thema:

Verteilungsverhältnisse
zwischen 

den Geschlechtern

am 11. und 12. November 
2004

an der Fachhochschule für 
Technik und Wirtschaft 

Berlin (FHTW)

efas

MITGLIEDER
nach      absolut
Fachgebiet

BWL          49
VWL          65
angrenzende   
Disziplinen    42
keine Angaben       4

nach      absolut
Institutionen

Universität    80
Fachhochschule   27
Forschungsinstitute, 
Polit. Einrichtungen   35
keine Angaben   18

Stand 10. Juni 2004
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Dr. Christina Klenner
  Volkswirtin am Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Insti-
tut (WSI) in der Hans - Böckler - 
Stiftung, Düsseldorf, Bereich Frau-
en- und Geschlechterforschung

Arbeitsschwerpunkte:
  Entwicklung   der   Frauener-
werbstätigkeit, Gleichstellung im 
Betrieb, Probleme der Arbeitszeit-
flexibilisierung, Work - life - balan-
ce

Biographisches:
•  Geburtsdatum: 10.12.1954
•  Elternhaus: Mutter Chemiela-
borantin, Vater Physiker
•  Familie heute: Lebensgemein-
schaft; die Töchter (Katja, 26 Jahre, 

Antonie, 20 Jahre) haben das Haus 
schon verlassen
•  Studium und Abschluss: 
Sozialistische Volkswirtschaft 
Abschluss 1977 als Diplom - Öko-
nom (die weibliche Form gab es da-
mals nicht!)
•  Promotion: 1983
zur individuellen Zeitverwendung 
(„Die Gewinnung von disponibler 
Zeit der Werktätigen im Sozialis-
mus auf dem Wege der Verände-
rung der Struktur der arbeitsfreien 
Zeit“)
•  Weiterer Werdegang: 
Lehre und Forschung zur Theorie 
und Entwicklung der Bedürfnisse 
an der Hochschule für Ökonomie 
Berlin (Ost)
1991-1995 Gewerkschaftssekretärin 
beim Hauptvorstand der Gewerk-
schaft Handel, Banken und Versi-
cherungen, Düsseldorf
seit 1996 am Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen    Institut 

STECKBRIEF

(WSI) in der Hans - Böckler - Stif-
tung, Düsseldorf

Kontakt:
Christina-Klenner@boeckler.de

•  Warum haben Sie VWL stu-
diert?
  In meinem Schwanken zwischen 
Kultur- bzw. Literaturwissenschaft 
und Ökonomie gab schließlich den 
Ausschlag, dass ich einen Beruf ha-
ben wollte, der mich ernährt. Ich 
wollte finanziell auf eigenen Beinen 
stehen. Wichtig war für mich das 
Vorbild einer Frau mit einer Füh-
rungsposition, die mir imponierte. 
Sie war in dem Betrieb, in dem wir 
als SchülerInnen in „WPA“ (Wissen-
schaftlich - praktische Arbeit) unter-
richtet wurden, als Ökonomin be-
schäftigt.

•  Was ist Ihre bestimmende Moti-
vation?
  Als ich mich für das Studium 
entschied, hatte Ökonomie für mich 
mit Menschen zu tun, mit ihren Be-
dürfnissen und dem komplizierten 
Prozess, wie die Wirtschaft diese 
befriedigt. Ich stellte es mir als in-
teressante Herausforderung vor, die 
Produktion im Betrieb zu planen 
und zu organisieren. Damals wuss-
te ich noch nicht, dass ich nicht 
im Betrieb arbeiten würde, weil die 
Theorie mich später mehr reizte. 
Heute sind es auf der einen Seite 
noch immer die sozialen Wirkun-
gen wirtschaftlicher Prozesse, dar-
unter vor allem seit nunmehr 25 
Jahren die (Arbeits-)Zeitfragen, die 

mich am meisten interessieren. Auf 
der anderen Seite ist es der lange und 
widerspruchsvolle Weg der Frauen-
befreiung, zu der ich nach Möglich-
keit meinen Beitrag leisten möchte.

•  Woran fehlt es dem heutigen 
Wissenschaftsbetrieb Ihrer Meinung 
nach am meisten?
  Den Wissenschaftsbetrieb an 
den Universitäten kann ich kaum 
beurteilen. In den inhaltlichen De-
batten fehlt mir oft der Bezug der 
Ökonomen zur sozialen Schichtung 
der Gesellschaft und den Folgen ih-
rer Vorschläge für die weniger Privi-
legierten (zu denen bekanntlich be-
sonders viele Frauen gehören). Die 
Vorstellung von einem Niedrigein-
kommenssektor, der angeblich viele 
Probleme löse, ist ein Beispiel da-
für. Befremdlich finde ich, wenn in 
Debatten (zum Beispiel zu Steuern 
oder zur sozialen Sicherung) das tra-
ditionelle Frauen- und Familienbild 
als normativer Hintergrund durch-
scheint.

•  Was würden Sie Studierenden 
von heute raten?
  Viele gute Bücher lesen, Fach-
bücher und auch Weltliteratur, und 
sich darüber mit anderen austau-
schen, um sich ein möglichst ei-
genständiges Denken anzugewöh-
nen. Kritisch zu bleiben, aber auf 

einem soliden Fundament von 
Kenntnissen,  darunter  zur  Ge-
schichte. Sich von Koryphäen, z. B. 
sogenannten „Weisen“, in der eige-
nen Urteilsfähigkeit nichts vorma-
chen, sich nicht einschüchtern las-
sen.

•  Wodurch sind Sie auf die Frau-
enfrage gestoßen?
  Ziemlich zeitgleich stieß ich auf 
Bücher von Autorinnen, die für 
mich sehr wichtig wurden (unter 
anderem Simone der Beauvoir und 
Christa Wolf), und machte eigene 
Erfahrungen mit einigen meiner da-
maligen Kollegen. Deren Sprüche 
und Verhaltensweisen passten so gar 
nicht zur offiziellen Gleichberech-
tigungsrhetorik. So sagte z. B. ein 
gleichaltriger junger Kollege, dass 
sich natürlich in einer Ehe nur 
einer entwickeln könne, in seiner 
Ehe sei das – zufällig – er! Und 
eine Windel hätte er noch bei kei-
nem seiner drei Kinder angefasst. 
Mit diesen jungen Wissenschaft-
lern hatte ich mich zu messen – 
nur mein Leben war ganz anders. 
Im übrigen blieben mir auch andere 
typische Erfahrungen (weniger Ge-
halt als gleichqualifizierte Kollegen, 
sexuelle Belästigung) nicht erspart. 
Als Feministin wurde ich schon be-
zeichnet – was als üble Beschimp-
fung gemeint war –, lange bevor ich 
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mich zum Feminismus bekannte, 
als ich auf die etwas anderen Bedin-
gungen der Studierenden mit Kind 
aufmerksam machte. 

•  Was bedeutet Ihnen  efas ?
  Kluge, interessante und nette 
Wissenschaftlerinnen   persönlich 
kennenzulernen, die ich bisher nur 
aus der Literatur kannte, und an-de-
re nach Jahren wiederzutreffen. Die 
Atmosphäre bei der bisher einzigen 
Jahrestagung, an der ich teilnehmen 
konnte, war sehr anregend, die Re-

ferate gehaltvoll. Schön war es, so 
unmittelbar zu spüren, dass ich mit 
bestimmten Sichtweisen nicht allein 
dastehe. Auch der Informationsaus-
stausch innerhalb des Netzwerks ist 
sehr hilfreich. 

•  Haben Sie ein Motto, eine Lieb-
lingsweisheit?
  Ich habe oft versucht, mir zu 
Herzen zu nehmen, womit Rosa 
Luxemburg – trotz Enttäuschun-
gen, Rückschlägen und Entbeh-
rung – viele ihrer Briefe schloss: 

„Sei ruhig und heiter!“

•  Was tun Sie gern, um auszu-
spannen?
  Am liebsten in der einzigar-
tigen norwegischen Natur umher-
wandern. In Deutschland mag ich 
Radtouren durch das Ruhrgebiet. 
Ansonsten höre ich gern Musik, hier 
sind Schubert und Mahler meine 
Favoriten. Oder ich sehe fern und 
freue mich, wenn beim „Tatort“ in 
letzter Zeit erfreulich starke, selbst-
bewusste Frauenfiguren auftreten.

Vereinbarung zur Förderung der Chancengleichheit –
zwei Bestandsaufnahmen

  Im Juli 2001 schlossen die Bun-
desregierung und die Spitzenverbän-
de der deutschen Wirtschaft eine 
„Vereinbarung zur Förderung der 
Chancengleichheit von Frauen und 
Männern in der Privatwirtschaft“ 
(vgl. z. B. Bundesregierung 2001). 
Die Wirtschaftsverbände gingen 
mit dieser Vereinbarung ei-
ne freiwillige Verpflichtung 
zur Förderung der Chancen-
gleichheit ein, die neben der 
Verbesserung der beruflichen 
Chancen von Frauen auch eine Ver-
besserung der Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf für Mütter und 
Väter zum Ziel hat. Im Gegenzug 
verzichtete die Bundesregierung auf 
weitere Schritte in Richtung Gleich-
stellungsgesetz für die Privatwirt-
schaft – damit bildete die Vereinba-
rung zur Förderung der Chancen-
gleichheit einen (vorläufigen) Ab-
schluss der längeren Debatte über 
die Verabschiedung eines solchen 
Gesetzes.
  Im Folgenden werden zwei em-
pirische Studien vorgestellt, in de-
nen die Verbreitung von betriebli-
chen Maßnahmen zur Förderung 
der Chancengleichheit von Frauen 
und Männern sowie – mit Ein-
schränkungen – die Erreichung der 
in der Vereinbarung benannten Zie-
le in Deutschland untersucht wur-
den: Zum einen die Studie von Ger-
traude Krell und Renate Ortlieb 
(Chancengleichheit von Frauen und 
Männern in der Privatwirtschaft), 
die auf einer telefonischen Befra-
gung von 500 privatwirtschaftli-
chen Unternehmen mit mindestens 
fünf Beschäftigten basiert, und zum 
anderen die Studie von Miriam Be-
blo, Susanne Steffes und Elke Wolf 

(Betriebliche Förderung der Chan-
cengleichheit und Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf), die auf den Da-
ten des vom Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) 
erhobenen Betriebspanel basiert, ei-
nem repräsentativen Datensatz für 
Betriebe in Deutschland.

Chancengleichheit von Frauen und 
Männern in der Privatwirtschaft 1

  Im Rahmen dieser Studie wur-
den im Herbst 2003 bundesweit die 
Unternehmens- bzw. Personalleitun-
gen von 500 privatwirtschaftlichen 
Unternehmen mit mindestens fünf 
Beschäftigten mittels telefonischer 
Interviews befragt. Der Interview-
leitfaden wurde in sehr enger An-
lehnung an die Vereinbarung zur 
Chancengleichheit entwickelt. Die 
Stichprobe wurde disproportional 
zur Grundgesamtheit geschichtet, 
zum einen nach Branchen (zwei 
Schichten mit gleichem Stichproben-
umfang) und zum anderen nach der 
Beschäftigtenzahl (drei Schichten 
mit annähernd gleichem Stichpro-
benumfang). Innerhalb der Schich-
ten wurden Zufallsauswahlen ge-
troffen.

  Die Befragung brachte unter an-
derem folgende Ergebnisse:

1.   Gut die Hälfte der Befragten 
(262 Unternehmen bzw. 52,7 %) 
gibt an, von der Existenz der Verein-
barung zur Chancengleichheit erfah-
ren zu haben. Davon nennen als In-

formationsquelle knapp zwei 
Drittel die (öffentlichen) Me-
dien (165 Unternehmen bzw. 
63,5 %) und etwas mehr als 
ein Viertel die Wirtschafts-

verbände (70 Unternehmen bzw. 
26,9 %; Rest: sonstige Informati-
onsquellen). Und: Arbeitgeberver-
bandsmitglieder sind nicht besser 
informiert als Nicht - Mitglieder.

2.   Nur ein Viertel der befragten 
Unternehmen führt nach Frauen 
und Männern differenzierte Personal-
statistiken (114 Unternehmen bzw. 
24,0 %). In sieben dieser Unterneh-
men (1,5 % aller Befragten) bezie-
hen sich diese Statistiken auch auf 
die Verteilung von Frauen und Män-
nern auf hierarchische Positionen 
(nicht aber auf die Verdienste) und 
in 17 dieser Unternehmen (3,6 % al-
ler Befragten) auch auf die Verdiens-
te (nicht aber auf die Verteilung von 
Frauen und Männern auf hierarchi-
sche Positionen). Nur in acht der 
befragten Unternehmen (1,7 % aller 
Befragten) beziehen sich die nach 
Geschlecht differenzierten Personal-
statistiken sowohl auf die Verteilung 
auf hierarchische Positionen als auch 
auf die der Verdienste. Damit fehlt 
einem Großteil der Unternehmen 
die Informationsgrundlage für eine 
chancengleichheitsorientierte Perso-
nalpolitik. Eine systematische Erhe-
bung der Wünsche der Beschäftigten in 

1)  Siehe Krell, G. / Ortlieb, R. (2004): Chan-
cengleichheit von Frauen und Männern in der 
Privatwirtschaft. Eine Befragung des Mana-
gements von 500 Unternehmen zur Umset-
zung der Vereinbarung zur Förderung der 
Chancengleichheit. Im Auftrag des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes und der Hans-
Böckler-Stiftung (DGB, Abteilung Gleich-
stellungs- und Frauenpolitik: Positionen + 
Hintergründe, N° 2 Februar 2004), Berlin.

AUS DER FORSCHUNG
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Bezug auf eine bessere Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie (z. B. mittels 
Mitarbeiterbefragungen oder Mitar-
beitergesprächen) erfolgt in knapp 
der Hälfte der befragten Unter-
nehmen (236 Unternehmen bzw. 
47,7 %). Insgesamt wird den Ver-
einbarkeitsproblemen von Männern 
relativ wenig Aufmerksamkeit ge-
schenkt.

3.   Den Befragten wurden zehn 
chancengleichheitsfördernde Maß-
nahmen bzw. Maßnahmengruppen 

(und zusätzlich die Kategorie „sons-
tige“) genannt, die in sehr enger An-
lehnung an den Text der Vereinba-
rung zur Chancengleichheit ausge-
wählt wurden. Die Befragten wur-
den gebeten anzugeben, ob die je-
weilige Maßnahme in ihrem Unter-
nehmen bereits durchgeführt wird, 
ob sie geplant wird oder ob sie weder 
durchgeführt noch geplant wird. 
  Am häufigsten werden eine oder 
zwei dieser Maßnahmen durchge-
führt (von 113 Unternehmen bzw. 
22,6 % respektive 112 Unterneh-

men bzw. 22,4 %). Mehr als fünf 
Maßnahmen werden nur sehr selten 
durchgeführt. In etwa jedem achten 
der befragten Unternehmen werden 
überhaupt keine Maßnahmen durch-
geführt (63 Unternehmen bzw. 
26,0 %). Und immerhin fast drei 
Viertel der befragten Unternehmen 
plant keine weiteren Maßnahmen 
(363 Unternehmen bzw. 72,6 %).
  Welche Maßnahmen wie häufig 
durchgeführt oder geplant werden, 
ist in der folgenden Abbildung dar-
gestellt:

  Die „Spitzenreiter“ sind dem-
nach Maßnahmen der Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit sowie – aller-
dings mit deutlichem Abstand – die 
Verankerung von Chancengleich-
heit und Familienfreundlichkeit in 
der Unternehmensphilosophie so-
wie die aktive Gestaltung der El-
ternzeit. Im Mittelfeld finden wir 
das Anwerben von Frauen generell 
sowie speziell in technischen Beru-
fen, Teilzeit im Management und 
Telearbeit. Die „Schlusslichter“ sind 
Maßnahmen zur Erhöhung des 

Frauenanteils im Management, die 
Schaffung einer für die Realisie-
rung von Chancengleichheit zu-
ständigen Stelle oder eines Arbeits-
kreises und – am seltensten ge-
nannt – die Unterstützung bei der 
Kinderbetreuung. 
  Bivariate Zusammenhangsana-
lysen zeigen, dass chancengleich-
heitsförderliche und familienfreund-
liche Maßnahmen besonders häu-
fig durchgeführt werden von gro-
ßen Unternehmen in Branchen mit 
einem hohen Frauenanteil an den 

Beschäftigten, die von der Verein-
barung zur Förderung der Chan-
cengleichheit erfahren haben, Mit-
glied in einem Arbeitgeberverband 
sind, deren Betriebsrat sich diesbe-
züglich engagiert und in denen es 
dazu (mindestens) eine Betriebsver-
einbarung gibt. Für die Existenz ei-
ner Betriebsvereinbarung zur För-
derung der Chancengleichheit ist 
wiederum das Engagement des Be-
triebsrats wichtiger als die Mit-
gliedschaft in einem Arbeitgeber-
verband.

Abbildung: Welche Maßnahmen werden durchgeführt oder geplant? N = 500; Anzahl der Unternehmen, die angeben, 
dass sie die jeweilige Maßnahme durchführen oder planen.
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Betriebliche Förderung der Chan-
cengleichheit und Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf 2

  Den Auswertungen dieser Stu-
die liegen die Daten des IAB-Be-
triebspanel aus dem Jahr 2002 zu 
Grunde. Dieser repräsentative Da-
tensatz basiert auf einer jährlichen 
Befragung deutscher Betriebe, die 
vom Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) in Nürn-
berg durchgeführt wird. Wir be-
trachten Betriebe mit mindestens 
10 Beschäftigten, da in kleineren 

2)  Die Befunde für Baden - Württemberg 
im Detail: Beblo, M. / Steffes, S. / Wolf, E. 
(2004): Betriebliche Förderung der Chan-
cengleichheit und Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf – Eine empirische Analyse für 
Baden - Württemberg, ZEW Dossier N° 4, 
März 2004, Mannheim.

Betrieben in der Regel informelle 
Vereinbarungen getroffen werden, 
die durch die vorliegenden Daten 
nicht erfasst werden. Nach dieser 
Selektion verbleiben 10.515 Fir-
men in unserer Stichprobe, davon 
926 baden - württembergische. Ne-
ben Fragen zur Struktur des Be-
triebs und der Geschäftsentwick-
lung enthält der Datensatz umfas-
sende Informationen über die Zu-
sammensetzung der Beschäftigten. 
Der Fragebogen 2002 umfasst au-
ßerdem einige Fragen zur betrieb-
lichen Arbeitszeitgestaltung sowie 

zu spezifischen Maßnahmen zur 
Förderung von Chancengleichheit 
zwischen Frauen und Männern und 
der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf.
  Auf die Frage, welche Maßnah-
men zur Förderung der Chancen-
gleichheit ein Betrieb anbietet, wa-
ren die in der Abbildung darge-
stellten Antwortalternativen vorge-
geben, wobei Mehrfachnennungen 
grundsätzlich möglich waren. Wir 
vergleichen die Angaben aller Be-
triebe in Deutschland mit denen in 
Baden - Württemberg.

Abbildung: Welche Maßnahmen werden durchgeführt? Baden - württembergische und alle bundesdeutschen Betriebe 
im Vergleich; N Deutschland = 10.515; N Baden - Württemberg = 926; Gewichtete Anteile der Unternehmen, die angeben, dass sie 
die jeweilige Maßnahme durchführen.
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  Flexible Arbeitszeitmodelle in 
Form von Gleitzeitregelungen oder 
Arbeitszeitkonten bieten knapp die 
Hälfte der Betriebe an. 23 % (in 
Baden - Württemberg 18 %) geben 
an, Rücksicht auf Elternbedürfnisse 
zu nehmen, aber nur 12 % machen 
konkrete Kontaktangebote für Be-
schäftigte in Elternzeit und 8 % 

bieten Hilfe bei der Kinderbe-
treuung. Diese Anteile liegen in ba-
den - württembergischen Betrieben 
mit 4 % und 1 % noch niedriger. 
Beratungs- und Informationsange-
bote gibt es in 5 % aller deutschen 
und 2 % der baden - württembergi-
schen Betriebe. Zwischen 15 % und 
20 % fördern explizit den weibli-
chen Nachwuchs. Während also die 
flexiblen Arbeitszeitmodelle in Ba-
den - Württemberg tendenziell wei-
ter verbreitet sind als in anderen 
Bundesländern, ist das Angebot von 
betrieblichen Maßnahmen zur För-
derung der Chancengleichheit und 

der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf hier deutlich geringer.
  Neben der reinen Bestandsauf-
nahme chancengleichheitsfördern-
der und familienfreundlicher Maß-
nahmen gehen wir der Frage nach, 
in wie weit die ergriffenen Maß-
nahmen auf betrieblichen, tarifli-
chen oder freiwilligen Vereinbarun-
gen zur Förderung der Chancen-
gleichheit basieren. Tatsächlich ist 
das Angebot an Maßnahmen in 
Betrieben, die Vereinbarungen ge-
schlossen haben, erheblich größer. 
Beispielsweise gibt es in 40 % sol-
cher Betriebe eine für Chancen-



efas   Newsletter Nr. 7 / Juni 2004

- 12 -

gleichheit zuständige Person oder 
Stelle (im Vergleich zu 8 %), in mehr 
als 40 % existieren Angebote für 
Beschäftigte in Elternzeit (im Ver-
gleich zu 12 %), und in 65 % wird 
auf Elternbedürfnisse Rücksicht ge-
nommen (im Vergleich zu 23 %). 
Diese Unterschiede sind in baden -
württembergischen Betrieben sogar 
noch ausgeprägter.
  Darüber hinaus untersuchen 
wir in einer multivariaten Zusam-
menhangsanalyse, welche Betriebe 
die erwähnten Maßnahmen an-
bieten. Auf Basis unserer Ergeb-
nisse sind repräsentative Aussagen 
über die Verbreitung ausgewählter 
Maßnahmen in deutschen Unter-
nehmen möglich, und es können 
Unternehmen mit einem vielfäl-
tigen Angebot chancengleichheits-
fördernder Maßnahmen und sol-
che mit einem eher zurückhalten-

den Engagement identifiziert wer-
den.

  Zusammenfassend lässt sich sa-
gen, dass bisher noch sehr wenige 
Betriebe Vereinbarungen zur För-
derung der Chancengleichheit zwi-
schen Frauen und Männern und der 
besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf getroffen haben – sowohl 
im Rahmen von betrieblichen, ta-
riflichen als auch freiwilligen Initia-
tiven. Die multivariate Zusammen-
hangsanalyse für Baden - Württem-
berg zeigt, dass die wenigen Aus-
nahmen vor allem unter größeren 
Unternehmen, Organisationen ohne 
Erwerbscharakter und öffentlichen 
Verwaltungen zu finden sind. Gro-
ße und jüngere Betriebe engagieren 
sich eher bei der Förderung von 
Chancengleichheit. Das Gleiche gilt 
für Unternehmen mit einem hohen 

Anteil Teilzeitbeschäftigter, weibli-
cher Beschäftigter und qualifizierter 
Angestellter. Bei Vorliegen eines Ta-
rifvertrages hingegen werden weni-
ger Maßnahmen angeboten. In aller 
erster Linie aber ist die Wahrschein-
lichkeit chancengleichheitsfördern-
der und familienfreundlicher Maß-
nahmen in den Betrieben höher, in 
denen es einen Betriebsrat gibt.

Miriam Beblo
Gertraude Krell
Renate Ortlieb
Susanne Steffes

Elke Wolf

Kontakt:
beblo@zew.de
krellg@wiwiss.fu-berlin.de
renate.ortlieb@snafu.de
s-steffes@zew.de
wolf@zew.de

AKTUELLE STATISTIK

Kontakt:
andrea.besenthal@iwh-halle.de
cornelia.lang@iwh-halle.de

Quelle:
Erwerbsorientierungen von Frauen und Einstellungen zu 
Erwerbstätigkeit und Familie. In: Wirtschaft im Wandel 1 / 2004.

Tabelle 5:
„Ein Kind, das noch nicht zur Schule geht, wird wahrscheinlich darunter leiden, wenn seine Mutter

berufstätig ist“ – Anteil „stimme voll zu“ und „stimme zu“ nach Geschlecht
- Angaben in % -

Ostdeutschland Westdeutschland

1994 2002 1994 2002

männlich 37,3 37,1 73,1 61,2

weiblich 30,3 27,9 68,8 50,7

Quelle: ALLBUS/ISSP 1994 und 2002. Berechnungen des IWH.

Tabelle 6:
„Die Aufgabe des Mannes ist es, Geld zu verdienen, die der Frau, sich um Haushalt und Familie zu

kümmern“ – Anteil „stimme voll zu“ und „stimme zu“ nach Geschlecht
- Angaben in % -

Ostdeutschland Westdeutschland

1994 2002 1994 2002

männlich 11,1 14,9 40,2 26,1

weiblich 11,3 14,5 34,1 20,6

Quelle: ALLBUS/ISSP 1994 und 2002. Berechnungen des IWH.
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Advances in Life Course Research:
Changing Life Patterns in Western Industrial Societies

  Der von Janet Zollinger Giele 
(Heller School, Brandeis University /
USA) und Elke Holst (Deutsches In-
stitut für Wirtschaftsforschung Ber-
lin) herausgegebene Sammelband 
‚Changing Life Patterns in Western 
Industrial Societies‘ ist der achte 
Band einer seit 1986 in unregelmä-
ßigen Abständen erscheinen-
den Serie ‚Advances in Life 
Course Research‘. Zentrales 
Anliegen dieser Publikations-
reihe ist es, aus interdiszi-
plinärer Perspektive aktuelle 
Forschungsergebnisse zu le-
benslaufbezogenen Fragestellungen 
zu präsentieren, die vielfach auch 
für die (wirtschaftswissenschaftli-
che) Geschlechterforschung von un-
mittelbarer Relevanz sind. Der vor-
liegende Sammelband vereint Bei-
träge von WissenschaftlerInnen, die 
sich aus unterschiedlichen disziplinä-
ren Perspektiven (Demographiefor-
schung, Soziologie und Wirtschafts-
wissenschaften) einer Vielzahl von 
Fragen und Aspekten rund um die 
Schnittstelle von Gender und Ar-
beit im Lebenslauf von Erwachse-
nen widmen. Dabei geht es nicht 
nur um die Analyse der ‚gender re-
volution‘ in den westlichen Indu-
strieländern, die sich empirisch am 
deutlichsten in der zunehmenden 
Erwerbsbeteiligung von Frauen ma-
nifestiert. Vielmehr sollen auch die 
für die Zukunft zu erwartenden 
Auswirkungen einer steigenden Ar-
beitsmarktpartizipation von Frauen 
auf die Lebensstile von Frauen und 
Männern allgemein identifiziert wer-
den.
  Die 14 Beiträge des Bandes wer-
den eingeleitet von den beiden Her-
ausgeberinnen, die die Veränderun-
gen in den Lebensmustern von Frau-
en und Männern in den westlichen 
Industrieländern als Konsequenz 
des gesellschaftlichen Wandels und 
einer sich neu herausbildenden ge-
schlechtsspezifischen Arbeitsteilung 
diskutieren.
  Der Band selbst ist in vier Ab-
schnitte eingeteilt. Teil I befasst sich 
mit den strukturellen Antriebskräf-
ten hinter den Lebensweisen von 
Frauen und Männern in westlichen 
Ländern. Giele und Holst widmen 
sich der Erarbeitung einer theore-
tischen Grundlage zur Einordnung 

der vielfältigen ökonomischen, de-
mographischen und soziologischen 
empirischen Veränderungen im Zu-
sammenhang mit sich wandelnden 
Lebensstilen in Europa und in den 
USA. Michael J. Piore analysiert Ar-
beitnehmer - Arbeitgeber - Beziehun-
gen in den USA, deren aktuelle 

Entwicklung geprägt sei von einem 
Wandel weg von ökonomischen hin 
zu sozialen Identitäten (etwa Gen-
der und Ethnizität) und auf fun-
damentalen Veränderungen in der 
Familie beruhe. Die international 
differierenden ideologischen Grund-
lagen von Erwerbs- und Familien-
arbeit, Familie und Geschlechterbe-
ziehungen und ihre Implikationen 
auf Vereinbarkeits- und Gleichstel-
lungspolitiken untersuchen Janet C. 
Gornick und Marcia K. Meyers. Ca-
therine Hakim schließt diesen er-
sten Teil mit empirischen Befunden 
über den langfristigen Einfluss von 
Werten und Lebenszielen auf beruf-
liche Stellung und Erwerbseinkom-
men.
  In Teil II stehen die sich verän-
dernden demographischen Entwick-
lungen der Zeitverwendung im Mit-
telpunkt. Suzanne M. Bianchi und 
Marybeth M. Mattingly zeigen für 
die USA, dass die wachsende In-
tegration von Müttern in den Ar-
beitsmarkt die Zeitverwendung von 
Männern und Frauen beeinflusst, 
dass sich aber hauptsächlich für letz-
tere die Zeitknappheit drastisch ver-
schärft. Auf den Zusammenhang 
zwischen Arbeitszeitflexibilisierung 
und Geschlechtergleichheit geht Jan-
neke Plantenga ein, die in einem eu-
ropaweiten Vergleich zu dem Ergeb-
nis gelangt, dass die oft gehegten 
Erwartungen von mehr Chancen-
gleichheit durch flexiblere Arbeits-
zeitregimes sich nicht automatisch 
erfüllen. Auf das Auseinanderfallen 
der tatsächlichen und der präferier-
ten Erwerbsbeteiligung von Frauen 
und Männern in den EU-Ländern 
weisen Harald Bielenski und Alex-
andra Wagner hin; auch verdeut-

licht ihre repräsentative Befragung, 
dass die Präferenzen von Männern 
und Frauen sich weniger unterschei-
den als ihre tatsächliche Situation.
  Institutionelle Faktoren in in-
ternationaler Perspektive bilden den 
Kern von Teil III. Die betriebliche 
Ebene und ihre Bedeutung für den 

Wiedereinstieg in den Ar-
beitsmarkt untersuchen Mar-
lis Buchmann, Irene Kriesi 
und Stefan Sacchi am Bei-
spiel der Schweiz. Für Frank-
reich zeichnet Marie-Thérèse 
Letablier die Entwicklung der 

französischen Vereinbarkeitspolitik 
in den 1990 er Jahren nach, die sich 
zentral auf öffentliche Kinderbe-
treuung und Arbeitszeitverkürzung 
stützt. Den institutionellen „Über-
bau“ über betriebliche und nationale 
Politikebene in Form der Gleichstel-
lungspolitik der Europäischen Uni-
on untersucht Sabine Berghahn; sie 
verweist auf die Hindernisse auf na-
tionaler Ebene, die vielfach einer 
Umsetzung der durchaus als fort-
schrittlich zu betrachtenden EU - Po-
litik entgegen stehen. Jens Bonke 
und Elke Koch - Weser schließlich 
konzentrieren sich auf die Zeitallo-
kation der Erwerbsbevölkerung in 
Schweden, Dänemark, Frankreich 
und Italien und erklären die be-
trächtlichen länderspezifischen Un-
terschiede vorwiegend mit sozio-
ökonomischen Eigenheiten, aber 
auch mit (dem Fehlen) einer ad-
äquaten Vereinbarkeitspolitik.
  Teil IV betrachtet abschließend 
die Rolle individueller Wahlhand-
lungen in spezifischen Kontexten. 
Das Verlagswesen und die Neuen 
Medien in Deutschland untersu-
chen Sigrid Betzelt und Karin Gott-
schall; danach ist dieser Bereich 
zwar durch einen hohen Anteil hoch 
qualifizierter Frauen gekennzeich-
net, allerdings gleichzeitig aber auch 
durch ein „männliches“ Karriere-
verständnis geprägt, so dass sich 
also für Frauen in hohem Maße 
wieder das Vereinbarkeitsproblem 
stellt. Annemette Sörensen stellt die 
mögliche Herausbildung eines neu-
en Gender - Regimes in den Fokus 
ihres Beitrags, mit einer veränder-
ten Bedeutung zunehmender Ver-
dienstmöglichkeiten von Frauen für 
die Stabilität individueller Partner-
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schaften. Dem Zusammenhang zwi-
schen persönlichen Biographien von 
Männern und Frauen und ihren Ge-
schlechterrollen widmet sich Giele, 
die damit auf die Bedeutung indi-
vidueller Erfahrungen und Hand-
lungsspielräume für die Herausbil-
dung von individuellen Lebensmu-
stern abstellt.
  Der Band ist nicht nur wegen 
der Zusammenführung unter-
schiedlicher disziplinärer Sichtwei-
sen auf die Ursachen und Folgen 
aktueller Trends in den Lebenswei-
sen von Frauen und Männern in 

den westlichen Industrieländern so-
wie der gebotenen Fülle von empiri-
schem – oft auch international ver-
gleichendem – Material anregend. 
Er räumt darüber hinaus mit häufig 
gehegten über - optimistischen Er-
wartungen hinsichtlich der Gleich-
stellung der Geschlechter auf, die al-
leine etwa auf der zunehmenden Er-
werbsbeteiligung von Frauen oder 
der steigenden Flexibilisierung der 
Arbeitswelt basieren, und macht 
deutlich, dass eine vereinbarkeits-
freundliche betriebliche und staatli-
che Politik für die Realisierung der 

Emanzipationspotenziale des vor-
anschreitenden Wandels in der Le-
bens- und Arbeitswelt unabdingbar 
ist. 

Margit Schratzenstaller

Janet Zollinger Giele / Elke Holst 
(Hrsg), Advances in Life Course 
Research: Changing Life Patterns 
in Western Industrial Societies, Vol. 
8, Oxford: Elsevier, 2004, ISBN 
0 7623 1020 0, 83,35 €.

Kontakt: schratz@wifo.ac.at

•  Forschungsförderung für Frauen
Informiert wird über frauenspezifische Fördermöglichkeiten, Förderinstitutionen, Nachwuchsförderung und ak-
tuelle Nachrichten der Forschungsförderung.
Quelle: CIWM - Info Nr. 01 / 04  http://lnhf.gwdg.de/links.php?op=viewlink&cid=17

•  Studiengänge und Studienschwerpunkte der Frauen- und Geschlechterforschung / Gender Studies an Uni-
versitäten in Deutschland
http://www.fu-berlin.de/zefrauen/doku/doku_studien.html

•  Die Literaturdatenbank des CEWS zu ‚Frauen in der Wissenschaft‘ mit rund 1500 Literaturhinweisen und 
verschiedenen Recherchefunktionen ist online zugänglich. 
Quelle: CEWS - Newsletter Nr. 24  http://www.ulb.uni-bonn.de/bokis/f_cews.html

•  The UNECE Gender Statistics Database
Die Abteilung Statistik der „United Nations Economic Commission for Europe“ (UNECE) hat eine Datenbank 
mit geschlechterspezifischen Statistiken entwickelt und online zugänglich gemacht. Die Datenbank enthält Zah-
len zu den Bereichen „Arbeit und Wirtschaft“, „Öffentliches Leben und Entscheidungsmacht“, „Gesundheit“, 
„Bildung“, „Medien und Kommunikation“, „Kriminalität und Gewalt“ sowie „Familie und Haushalte“ für die 
EU - Länder, Kanada, USA, Israel und einige GUS - Staaten. Es liegen Daten für 1980, 1990, 1995 sowie ab 2000 
jährlich (das letzte Berichtsjahr ist 2001) vor. Die Datenbank beruht auf der freiwilligen Bereitschaft von Ländern, 
ihre Daten und Statistiken weiterzugeben. Dadurch gibt es z. Z. noch einige Lücken. 
Quelle: CEWS - Newsletter Nr. 20  http://www.unece.org/stats/gender/web/database.htm

•  Unter http://www.gender-politik-online.de sind Beiträge zu Themen der Gender-Forschung und -Lehre in 
den Sozialwissenschaften abrufbar.

•  Frauen in der Drittmittel- und EU - Forschung
Frauen, die im nationalen Drittmittelgeschäft erfolgreich sind, haben die besseren Chancen, auch in der EU -For-
schung erfolgreich zu sein. Diesen Zusammenhang und viele weitere Erkenntnisse über die Gründe für die geringe 
Beteiligung von Wissenschaftlerinnen aus Deutschland an den Forschungsrahmenprogrammen der EU hat die 
Studie „Perspektiven deutscher Wissenschaftlerinnen in der EU- Forschungsförderung“ von Competence Consul-
ting gebracht. Aus den Ergebnissen wird ein Katalog von 25 Handlungsempfehlungen abgeleitet.
Quelle: CIWM - Info Nr. 03 / 04  http://www.eubuero.de/arbeitsbereiche/fraueneuforschung/Links/Download/
dat_/fil_561

•  Studiengang Gender - Kompetenz
Seit dem Wintersemester 2003 / 04 gibt es an der Freien Universität Berlin einen weiterbildenden postgradualen 
Studiengang Gender - Kompetenz (GeKo).
Informationen unter http://www.fu-berlin.de/gender-kompetenz/

•  Der EU-Bericht
„Methodological issues related to the analysis of gender gaps in employment, earnings and career progression - 
FINAL REPORT“ carried out by ZEW, Mannheim kann abgerufen werden unter
http://europa.eu.int/comm/employment_social/employment_analysis/gender_index_en.htm

LINKS
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